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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.01.2004 

Geschäftszahl 

2000/15/0168 

Rechtssatz 

Die Verpflichtung eines Vertreters nach § 80 BAO hinsichtlich der Lohnsteuer geht über das Gebot der 
gleichmäßigen Behandlung aller Schulden (bzw. aller Gläubiger) hinaus. Aus der Bestimmung des § 78 Abs. 3 
EStG 1988 ergibt sich vielmehr die Verpflichtung, dass die Lohnsteuer - ungeachtet des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung aller andrängenden Gläubiger - zur Gänze zu entrichten ist (Hinweis E 25. Jänner 2000, 
96/15/0080; E 30. Oktober 2001, 2001/14/0087; E 25. Februar 2003, 97/14/0164). 


